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Erbprinz fordert Sparpaket
Liechtensteins neue Regierung und Landtag vereidigt

G. M. Vaduz ^ Der neue Liechtenstei-
ner Regierungschef Adrian Hasler, der
die fünfköpfige Koalitionsregierung in
den nächsten vier Jahren leiten wird, ist
am Mittwoch von Erbprinz Alois ver-
eidigt worden. Nach der Vereidigung
des Parlaments für die Legislaturperi-
ode 2013–2017 forderte der Erbprinz in
seiner Thronrede neue Sparanstrengun-
gen, um den mit Defiziten belasteten
Staatshaushalt wieder ins Gleichge-
wicht zu bringen. Die Sanierung der
Staatsfinanzen bezeichnete Alois als
grösste Herausforderung für die Politik
der nächsten Jahre, damit die Sozialpoli-
tik und die Rentensysteme für die Zu-
kunft gesichert werden könnten. Die
immer noch beträchtlichen Staatsreser-
ven, legte der Erbprinz den neu gewähl-
ten Abgeordneten nahe, dürften weder
den Blick auf die strukturellen Defizite
noch die Tatsache verschleiern, dass
sich Liechtenstein solche Fehlbeträge in
Zukunft nicht mehr leisten könne.

Die Finanzierungslücken des Staats-
haushaltes dürfen laut Alois aber nicht
nur über höhere Steuern geschlossen
werden, sondern Liechtenstein benö-
tige ein weiteres Sparpaket mit wahr-
scheinlich schmerzhaften Eingriffen.

Wie die Generationenbilanz klar auf-
zeige, führte das stellvertretende Staats-
oberhaupt weiter aus, würden sich ohne
grundlegende Reformen auch bei der
Finanzierung der AHV und bei der
Alterspflege grosse Lücken auftun. Ein-
fach das Pensionsalter hinaufzusetzen,
ist nach seiner Meinung nicht die rich-
tige Lösung, sondern Liechtenstein
müsse sich Gedanken machen, wie das
System der Altersvorsorge grundsätz-
lich verbessert werden könne.

An der anschliessenden Wahl der
Koalitionsregierung, auf die sich Fort-
schrittliche Bürgerpartei (FBP) und Va-
terländische Union (VU) verständigt
hatten, beteiligten sich die bei den Wah-
len vom Februar erstarkten Opposi-
tionsparteien nicht. Harry Quaderer als
Sprecher der neuen Gruppierung «Die
Unabhängigen» betonte in einer Frak-
tionserklärung, seine Partei werde die
Wahl der Regierung nicht unterstützen,
weil eine erneute Auflage einer Koali-
tionsregierung von FBP und VU nicht
dem Wählerwillen entspreche. Das Re-
sultat der geheimen Regierungswahlen
offenbarte, dass auch die drei Mitglieder
der Freien Liste (FL) auf die Wahl der
neuen Regierung verzichtet hatten.

Der Unangepasste
Gerhard Pfister ist ein typischer Zuger CVP-Mann, der mit seiner wirtschaftsfreundlich-konservativen Linie in Bern aufläuft

In der CVP-Bundeshausfraktion
schwimmt Gerhard Pfister gegen
den Mainstream. Er eckt an, pro-
voziert die Parteispitze. Das gibt
Rätsel auf, denn Pfister legt sich
damit, was seine Karriere in der
Partei angeht, die Steine selber
in den Weg.

Michael Schoenenberger

Erneut tat er es, letzte Woche. Wieder
provozierte er, zwang die Partei zum
Stellungsbezug, handelte nicht in Ab-
sprache mit der Parteispitze. Diesmal
ging es um das Bankgeheimnis, das er
zusammen mit SVP und FDP mit einer
Volksinitiative in der Verfassung ver-
ankern will. Gerhard Pfister, wissend,
dass er mit seinem Auftritt viele in der
Fraktion vor den Kopf stossen würde,
verwies abgeklärt auf einschlägige Pa-
piere der Partei, in denen geschrieben
steht, dass die CVP das Bankgeheimnis
schützen und bewahren wolle.

Das CVP-Präsidium handelte rasch
und nahm 72 Stunden später Stellung
zur Volksinitiative – allerdings weder
dafür noch dagegen. Wieder hatte Pfis-
ter andere in eine unangenehme Lage
versetzt und parteiinterne Gräben sicht-
bar gemacht. Mit ihm zufliegenden Her-
zen darf er nicht rechnen. Was treibt den
Mann an, der doch immer auch Ambi-
tionen auf höhere Parteiämter hatte?
Warum nur diese Lust am Anecken?

Vom Streben nach Glück
«Die Freiheit ist bedroht durch Gegen-
bewegungen: den Etatismus und die
Political Correctness.» Der Satz ist
einem Referat Pfisters entnommen, und
ebenda konstatierte er auch, dass man
heute bis weit in bürgerliche Kreise hin-
ein dem Staat bei der Problemlösung
mehr zutraue als dem Individuum. Dar-
an reibt sich Pfister, wie auch an der
Political Correctness. Sie könne zu
einem Diskursverbot führen, ja gar zum
Denkverbot oder zum Denkgebot. Pfis-
ters parteiinternes Ringen ist eng mit
diesen Überzeugungen verknüpft.
Freunde sagen, er könne nicht aus sei-
ner Haut, besonders, wenn es um grund-
legende Fragen wie die Freiheit oder die
Eigenverantwortung gehe.

Wir treffen Nationalrat Pfister in sei-
nem Kanton Zug – und sprechen über
Thomas Jefferson. «Grossartig», sagt er
zur berühmten Formulierung in der
amerikanischen Unabhängigkeitserklä-
rung: Das Leben, die Freiheit und das
Streben nach Glück als unveräusser-

liche Grundrechte jedes Menschen –
das beeindruckt ihn. Jefferson spreche
nicht vom Glück, sondern vom Streben
nach Glück. Des Staates Aufgabe sei es
nicht, Glück zu definieren, bereitzustel-
len. Der Staat habe nur dafür zu sorgen,
dass alle auf die Jagd nach dem Glück
gehen könnten. Er dürfe aber keines-
falls befehlen, wonach sie jagen dürften.

Konservatives Credo
Pfister ist ein typischer Zuger Christ-
lichdemokrat: bürgerlich, wirtschafts-
und gewerbefreundlich, ein Verfechter
des (Steuer-)Wettbewerbs, Föderalist.
Sich selber sieht er als wirtschaftsliberal,
wobei er präzisiert: «Ich darf ordnungs-
politisch auch einmal abweichen.» Sein
– katholischer – Konservatismus bricht
in der Gesellschaftspolitik durch: Ri-
gide zeigt er sich beim Schwanger-
schaftsabbruch, bei der Sterbehilfe, der
Präimplantationsdiagnostik, skeptisch
bei der Gentechnik. «Das Neue muss
beweisen, dass es besser ist als das
Alte.» Das ist sein konservatives Credo.

Zu Christoph Blocher hat er ein aus-
gesprochen gutes Verhältnis. Er hat
Mühe mit dem Anti-SVP-Reflex in der

CVP. Inhaltliche Überschneidungen zur
SVP streitet er nicht ab, und er sagt
auch, die Blocher-Abwahl 2007 sei ein
Fehler gewesen: «Blocher war ein aus-
gezeichneter Bundesrat.» In der SVP je-
doch mag er nicht politisieren, nicht nur,
weil er ein Gegner der Minarett- oder
der Ausschaffungs-Initiative war und
ein Befürworter der Personenfreizügig-
keit ist und ein anderes Ausländerbild
hat. Der Grund ist fast noch gewichti-
ger, und man kann ihn aus einer frei-
heitlichen Warte als härtestes Urteil
über eine Partei und deren Leitung
überhaupt ansehen: «Ich kann nicht auf
Kommando politisieren.»

Pfister ist ein Alphatier, reisst die
Themen dreiste, im Alleingang an sich.
Wenn er vorprescht, verbindet er damit
die Hoffnung, er könne eine Mehrheit
in Partei und Fraktion auf seine Seite
ziehen. Mitunter gelingt ihm das, etwa
bei der Asylgesetzrevision, wo er die
Bundeshausfraktion gegen Präsident
Christophe Darbellay und Fraktions-
chef Urs Schwaller von seiner Linie
überzeugen konnte. Dann wieder macht
er sich unmöglich. Wenn es ihm nicht
gelingen will oder der Widerstand in
offene Antipathie umschlägt, kann er

heftig werden, andere in den Senkel
stellen. «Hinter meinen Ausbrüchen
steckt viel Kalkulation», verteidigt sich
Pfister. Die Politik habe etwas Spieleri-
sches, man taktiere, rufe aus, schweige,
rede, und versuche so, die Fraktion auf
seine Linie zu bringen. Das sehen
andere kritischer. «Geri Pfister ist sehr
belesen und wäre eine spannende Per-
sönlichkeit, wenn er nur die Kultur des
Dialogs und des konstruktiven Austau-
sches pflegen würde», sagt die St. Galler
Nationalrätin Lucrezia Meier-Schatz.
Pfister beziehe oft ohne Erklärung ge-
gen die Fraktion Stellung, als ob das vor
wenigen Jahren bewusste und gezielte
Einbinden in die verschiedenen Gre-
mien wenig Wirkung zeige. Offen blei-
be, ob er eine eigene Agenda verfolge,
sagt Meier-Schatz.

Kränkungen
«Mich kränkt, dass ich parteiintern von
einigen immer noch als Abtrünniger
hingestellt werde», sagt Pfister. Unbe-
streitbar ist, dass er sich in den letzten
zwei Jahren massgeblich für die Partei
eingesetzt hat. So hat er 2011 die Wahl-
kampfleitung übernommen. Die Aar-

gauer Nationalrätin Ruth Humbel, die
es mit Pfister gut kann und seine Linie
oft teilt, sagt, das sei schwierig gewesen,
weil die Ausgangslage desolat gewesen
sei, so etwa die Situation im General-
sekretariat. Sodann hat Pfister die ers-
ten Volksinitiativen der CVP auf die
Beine gestellt. Und er hat die 100-Jahr-
Feier organisiert, weil sich – wie er sagt
– kein anderer und keine andere für den
undankbaren Job erwärmen konnte.

Als das Institut Dr. Pfister in Ober-
ägeri, das Gerhard Pfister in der dritten
Generation verantwortete, 2011/2012
die Tore schloss, wäre er offen gewesen
für neue Aufgaben in der Partei. Die an-
gekündigten Rücktritte von Darbellay
und Schwaller kamen da gerade recht.
Doch Pfister ging unbedarft vor, kam zu
schnell aus der Deckung, tat seine
Ambitionen offen kund. Es kam zu
Kränkungen zwischen ihm und dem
Parteipräsidenten. Die Wunden sind
noch heute nicht verheilt. Pfisters Chuz-
pe kam ihm hier, wo es um die persön-
liche Karriere ging, in die Quere. Wie
für so viele Politiker ist der Grat zwi-
schen Selbstsicherheit und Selbstgefäl-
ligkeit auch für Pfister schmal.

«Die Frage stellt sich nicht»
Zu Partei- oder Fraktionspräsidium sagt
Pfister heute: «Diese Frage stellt sich für
mich nicht mehr.» Ob dies ein taktischer
Rückzug ist, bleibt offen. Sicher kommt
darin die Frustration eines Menschen
zum Ausdruck, der sich als engagierten
Parteiarbeiter sieht und nicht verstehen
kann, warum dieses Engagement zwar
anerkannt, aber nicht honoriert wird.
Pfister polarisiert. Arthur Loepfe, der
2011 zurückgetretene Nationalrat aus
Innerrhoden, sagt: «Er ist der allerbeste
in der CVP.» Die Zürcher Nationalrätin
Kathy Riklin, die Pfister durchaus als
Fraktionschef, aber nicht als Partei-
präsident sähe, sagt: «Er ist schnell,
manchmal zu schnell. Er ist direkt,
manchmal zu direkt.» Für andere ist er
ein rotes Tuch.

Mit seiner forsch-fordernd-brüsken
Art hat Pfister parteiintern kein Feuer
der Nächstenliebe entzündet, da und
dort gar Aversionen provoziert. Wenn
man sich von der sogenannten «Einbin-
dung» erhofft hat, dass er seine Über-
zeugungen verschleiern würde oder we-
niger eigenmächtig aufträte, war das ein
Trugschluss. Und so kann er die Provo-
kation nicht lassen, wie sein Sukkurs für
die Bankgeheimnis-Initiative zeigt. Wie
sagt er doch mitten in unserem Ge-
spräch? «Die CVP hat den konservati-
ven Flügel aufgegeben.» Damit meint er
auch sich selber.

BUNDESGERICHT

Unangetastete Tierwürde
Ungenügende Reinigung von Kühen ist keine Tierquälerei

fel. Lausanne ^ Nicht jede verspätete
Reinigung eines verschmutzten Tieres
kann als Tierquälerei bestraft werden.
Das geht aus einem neuen Urteil des
Bundesgerichts hervor, das die Be-
schwerde eines Bauern teilweise gut-
hiess, der zwei stark verschmutzte Kühe
im Schlachthaus abgeliefert hatte. Nicht
beanstandet wurde indes in Lausanne,
dass der Landwirt wegen Verletzung des
Lebensmittelgesetzes verurteilt wurde,
da das Schlachten stark verschmutzter
Tiere unter Umständen die Gesundheit
der Konsumenten gefährdet.

Wegen Tierquälerei kann mit bis zu
drei Jahren Freiheitsentzug bestraft
werden, wer ein Tier misshandelt, ver-
nachlässigt, es unnötig überanstrengt
oder dessen Würde auf andere Weise
missachtet (Art. 26 Tierschutzgesetz).
Eine arge Vernachlässigung, wie die frü-
here Formulierung im Strafgesetzbuch
lautete, ist nicht mehr Voraussetzung
für eine Verurteilung wegen Tierquäle-
rei. Allerdings muss eine Vernachlässi-
gung laut einstimmig ergangenem Ur-
teil der Strafrechtlichen Abteilung «mit
einer Missachtung der Würde des Tieres

einhergehen, ansonsten nicht von einer
Tierquälerei durch Vernachlässigung
gesprochen werden kann». Weniger
weit gehende Verstösse gegen die Be-
stimmungen über die Tierhaltung kön-
nen mit Bussen von bis zu 20 000 Fran-
ken geahndet werden.

Wird dem Tierhalter eine ungenü-
gende Reinigung vorgeworfen, kommt
daher «ein Schuldspruch wegen Tier-
quälerei nur in Betracht, wenn die Ver-
schmutzungen auf eine Verletzung der
Vorschriften über die Tierhaltung zu-
rückzuführen sind und aufgrund der-
selben von einem Leiden des Tieres
bzw. von einer Beeinträchtigung seines
Wohlergehens ausgegangen werden
muss». So etwas sah das Bundesgericht
im beurteilten Fall nicht als erwiesen, da
es keine «Anzeichen für Hautreizungen
oder eine anderweitige Beeinträchti-
gung des Wohlergehens der Tiere» gab.
Als Fazit des Verdikts bleibt, dass aus
Sicht des höchsten Gerichts die Würde
eines Wesens unangetastet bleibt, so-
lange eine Beeinträchtigung nicht die
Intensität einer Hautreizung erreicht.
Urteil 6B�635/2012 vom 14. 3. 13.

«Die Politik hat etwas Spielerisches.» Gerhard Pfister in der Zuger Altstadt. ADRIAN BAER / NZZ

Proteste gegen
Tamedia-Sparpläne
Regierungsräte fordern Treffen

(sda) ^ Die Sparpläne des Medien-
hauses Tamedia sorgen in der West-
schweiz für einen Aufschrei. Am Mitt-
wochmorgen demonstrierten in Genf
rund 50 Journalisten und einige Sympa-
thisanten. Redaktoren der «Tribune de
Genève» legten ihre Arbeit nieder. Eine
vom Personal der Zeitung ausgearbei-
tete Resolution wird auch von der Gen-
fer Stadt- und der Kantonsregierung
unterstützt. Der Regierungsrat wolle
Kontakt mit den Tamedia-Verantwort-
lichen aufnehmen, um zu schauen, ob
die Entscheidung nicht zurückgezogen
werden könne, sagte der Genfer Regie-
rungspräsident Charles Beer (sp.) in Be-
gleitung seiner Regierungskollegen
Pierre-François Unger (cvp.) und Isabel
Rochat (fdp.). Auch der Waadtländer
Regierungsrat verlangt ein Treffen mit
Tamedia sowie präzise Informationen
zum Sparprogramm. Finanzdirektor
Pascal Broulis (fdp.) forderte zudem Er-
klärungen zur von Tamedia anvisierten
Gewinnmarge von 15 Prozent. Das Me-
dienhaus will bis 2016 die Kosten um
insgesamt 34 Millionen Franken senken.
Davon sollen 18 Millionen Franken in
der Westschweiz eingespart werden.


